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Beteiligungsverfahren Solarpark Striegistal – Antrag auf Befreiung von den Schutzvorschriften des 
Landschaftsschutzgebiets „Striegistal“; Stellungnahme des BUND Sachsen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e. V. nimmt zum Vorhaben „Errichtung Solarpark Striegistal, 
Freiflächen-PV-Anlage einschließlich Speicherung“ auf den Flurstücken 814, 823, 1326 und 1333 der 
Gemarkung Kaltofen fristgerecht Stellung. Nach Ihrer Mitteilung erfolgt die Beteiligung gemäß § 63 Abs. 
2 Nr. 8 BNatSchG i. V. m. § 33 Abs. 1 SächsNatSchG im Verfahren über die beantragte Befreiung nach 
§ 67 Abs. 1 BNatSchG von den Verboten des § 26 BNatSchG i. V. m. § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung 
zum Landschaftsschutzgebiet „Striegistal“ des Landkreises Mittweida vom 07.12.2000. 

Nach den vorliegenden Unterlagen soll auf vier Teilflächen entlang der Autobahn A4 ein Solarpark mit 
einer Gesamtfläche von 118.394 m² errichtet werden; der Bestand wird als intensiv genutzter Acker 
beschrieben. Zugleich steht fest, dass sich das Vorhaben innerhalb des Landschaftsschutzgebiets 
„Striegistal“ befindet und hierfür ausdrücklich eine Befreiung von den Schutzvorschriften beantragt 
wurde. 

Der BUND erkennt an, dass der Ausbau erneuerbarer Energien ein gewichtiges öffentliches Interesse 
darstellt und dass autobahnnahe, intensiv genutzte Agrarflächen grundsätzlich konfliktärmer sein kön-
nen als andere Standorte.  

Die bisher vorgelegten Unterlagen reichen jedoch aus unserer Sicht noch nicht aus, um die natur-
schutzrechtliche Zulässigkeit und insbesondere die Voraussetzungen einer Befreiung nach § 67 
BNatSchG belastbar zu beurteilen. 

Begründung 

1. Unvollständige artenschutzrechtliche Entscheidungsgrundlage 

Nach Ihrer E-Mail ist der Artenschutzfachbeitrag aufgrund noch laufender Kartierungen derzeit noch in 
Bearbeitung und wurde den Beteiligten bislang nicht vorgelegt. Gleichwohl verweisen die vorliegenden 
Unterlagen selbst mehrfach darauf, dass konkrete Vermeidungsmaßnahmen – etwa Bauzeitenregelun-
gen zum Brutvogelschutz, Vorgaben zum Nachtzeitraum für Fledermäuse oder Vergrämungsmaßnah-
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men vor Baubeginn – erst aus dem Artenschutzgutachten abgeleitet werden sollen. Ohne diese Unter-
lage ist eine belastbare Prüfung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 BNatSchG derzeit nicht möglich. 

2. Offenlandarten, insbesondere Feldlerche, nicht hinreichend geprüft 

Das Vorhaben betrifft ausschließlich Offenland auf derzeit intensiv genutzten Ackerflächen. Gleichwohl 
enthalten die bisher vorgelegten Unterlagen keine hinreichend konkrete Prüfung, ob und in welchem 
Umfang Offenlandbrüter, insbesondere die Feldlerche, betroffen sind und ob hierdurch Verbotstatbe-
stände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgelöst werden. Es fehlen insbesondere nachvollziehbare Anga-
ben zu Brutvogelkartierung, Revierabgrenzung, Bedeutung der Flächen als Brut- oder Nahrungshabitat 
sowie zu gegebenenfalls erforderlichen Vermeidungs-, Minderungs- oder CEF-Maßnahmen wie Lerchen-
fenstern oder funktional gleichwertigen Maßnahmen. 

3. Eingriffsbilanzierung beruht auf ungesicherten Annahmen 

Die vorgelegte Eingriffsbilanzierung ermittelt für die Umwandlung von Intensivacker (Biotopwert 5 
WE/m²) in eine Freiflächen-Photovoltaikanlage mit Grünlandentwicklung (Planwert 8 WE/m²) eine 
Gesamtwertsteigerung von 532.773 Werteinheiten und schließt daraus, dass Kompensationsmaßnah-
men vollständig entbehrlich seien. Diese Bilanz beruht maßgeblich auf drei kumulierten Aufwertungs-
faktoren von jeweils 0,5 für die spezielle Lebensraumfunktion, die Biotopverbundfunktion und die bioti-
sche Standortfunktion, deren tatsächlicher Eintritt jedoch von der dauerhaften Umsetzung des extensi-
ven Pflege- und Mahdregimes sowie des Verzichts auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel abhängt. Ohne 
eine rechtsverbindliche, im Genehmigungsbescheid abgesicherte Verpflichtung zur dauerhaften Unter-
haltung der Flächen entsprechend den bilanzierungsrelevanten Annahmen sowie ohne geeignete Kon-
trollmechanismen besteht die Gefahr, dass die der Eingriffsbilanzierung zugrunde gelegten Aufwertun-
gen tatsächlich nicht oder nicht dauerhaft in dem unterstellten Umfang eintreten. 

4. Entscheidungserhebliche Angaben zur konkreten Ausgestaltung fehlen 

Für die naturschutzfachliche Bewertung der Anlage sind nicht nur Zaunhöhe und Flächenkulisse, son-
dern auch das konkrete Anlagenlayout von Bedeutung. Den Unterlagen lassen sich zwar ein Bodenab-
stand des Zauns von mindestens 20 cm, eine extensive Grünlandentwicklung unter und zwischen den 
Modulen sowie der Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel entnehmen. Es fehlen jedoch ergän-
zende Angaben zu lichten Reihenabständen der Modultische, zur Höhe der Modulunterkante über 
Gelände sowie zum konkreten Pflege- und Mahdregime, die für die Bewertung von Offenlandarten und 
möglicher Vermeidungsmaßnahmen mitentscheidend sind; wir regen an, diese Angaben nachzufordern. 

5. Schutzgebiets- und Natura-2000-Nähe bedarf genauerer Klärung 

Die Natura-2000-Vorprüfung führt aus, dass das Plangebiet teilweise unmittelbar an das SPA „Täler in 
Mittelsachsen“ und das FFH-Gebiet „Striegistäler und Aschbachtal“ angrenzt. Zugleich heißt es dort, 
kartografisch befinde sich ein Ausläufer der Schutzgebiete sogar innerhalb des Plangebiets; gleichwohl 
werde „de facto“ angenommen, dass die Intensivackerflächen nicht Teil der Schutzgebiete seien. Diese 
Annahme bedarf vor einer naturschutzrechtlichen Entscheidung einer eindeutigen, kartografisch und 
rechtlich belastbaren Klärung. 

6. LSG-Befreiung erfordert strenge Einzelfallprüfung 

Dass erneuerbare Energien im öffentlichen Interesse liegen, ersetzt nicht die Prüfung der tatbestandli-
chen Voraussetzungen des § 67 Abs. 1 BNatSchG im konkreten Einzelfall. Bei einem Vorhaben innerhalb 
eines Landschaftsschutzgebiets müssen insbesondere die konkrete Standortwahl, die Vereinbarkeit mit 
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den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege sowie die Möglichkeit konfliktärmerer Alternati-
ven nachvollziehbar dargelegt werden. Hierzu erscheinen die bisherigen Standortbegründungen noch 
zu pauschal. 

7. Blendgutachten und Rückbausicherung noch offen 

Die Antragsunterlagen kündigen die Erstellung eines Blendgutachtens einschließlich Umsetzung der 
daraus resultierenden Schutzmaßnahmen sowie eine Rückbauverpflichtung des Anlagenbetreibers an. 
Weder das Blendgutachten selbst noch ein Nachweis, in welcher rechtlich gesicherten Form die Rück-
bauverpflichtung für die gesamte Nutzungsdauer abgesichert wird, liegen den Beteiligten bislang vor; 
beides sollte vor einer Entscheidung nachgereicht bzw. verbindlich festgeschrieben werden 

Forderungen 

Vor einer abschließenden Entscheidung regen wir an, mindestens folgende Unterlagen bzw. Nachweise 
nachzufordern und den anerkannten Naturschutzvereinigungen erneut Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben: 

• vollständiger Artenschutzfachbeitrag auf aktueller Kartiergrundlage, 

• nachvollziehbare Brutvogelkartierung mit besonderem Fokus auf Offenlandarten, insbesondere 
Feldlerche, 

• Nachweis einer rechtsverbindlichen Sicherung des Pflege- und Mahdregimes sowie geeigneter 
Kontrollmechanismen zur Absicherung der in der Eingriffsbilanzierung unterstellten Aufwer-
tungsfaktoren, 

• ergänzende Angaben zu Reihenabständen, Unterkantenhöhe der Module und Pflege- bzw. 
Mahdregime, 

• belastbare Klärung der Lage des Vorhabens zu LSG-, SPA- und FFH-Grenzen, 

• nachvollziehbare Prüfung, ob und welche artspezifischen Vermeidungs-, Minderungs- oder CEF-
Maßnahmen erforderlich sind, 

• Vorlage des Blendgutachtens sowie Nachweis, in welcher rechtlich gesicherten Form die Rück-
bauverpflichtung für die gesamte Nutzungsdauer abgesichert wird. 

Aus Sicht des BUND Sachsen ist auf Grundlage der derzeit vorliegenden Unterlagen eine abschließende 
positive naturschutzrechtliche Bewertung noch nicht möglich. Wir bitten daher, uns nach Vorlage der 
fehlenden Fachunterlagen, insbesondere des Artenschutzfachbeitrags, erneut zu beteiligen und bis 
dahin keine abschließende Entscheidung über den Befreiungsantrag zu treffen. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


